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Donnerſtag, den 27. 


Abend ⸗ Ausgabe. 


$ 36 wird mit dieſem Zuſatz hierauf. ebenfalls Die Wahlen zum Provinzialrathe ſind vor den 


Abonucments⸗Einladung. nungen von der Zuſtimmung der ſtädtiſchen Behör⸗ 


ee 377007 | den abhängig zu machen. Sie anzuhören und ihre vom Hauſe genehmigt. | Wahlen zu den Bezirksrüthen zu vollziehen. 
Wir eröffnen hiermit ein neues Abon⸗ Erklärungen beachten, verſtehe ſich von ſelbſt, aber Die §s 87 und 88 werden gleichfalls ange⸗ $ 97 wird mit einer unweſentlichen Aenderung 
nement auf den Monat Juni für die ſein unbedingte Widerſpruchsrecht zu gewähren, nommen. angenommen, desgleichen Titel und Ueberſchrift des 


täglich einmal erſcheinende Pommerſche Zei- das gehe in der That zu weit. Der Minifter wie 
tung mit 50 Pf., auf die zweimal täglich re 2 pet a ＋ 1150 Ki gi 
erſchetnende Stettiner Zeitung mit 67 Pf. libre niegelung finden könne, daß dies vielmehr erſt 


5 y bei Einführung der neuen Städteordnung geſchehen 
Beſtellungen nehmen alle Poſtämter an. könne. ra Wan 3 geſcheh 


Es folgt der fiebente Titel (88 89—97). Geſetzes, womit die zweite Berathung erledigt iſt. 
Er enthält die Uebergangs- und Schlußbeſtim⸗ Hierauf vertagt ſich das Haus, 
mungen. Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 


Die 8s 89— 94 werden ohne Debatte ge- T.⸗O.: Erſte Berathung des kirchenpolitiſchen Pr 


2 


nehmigt. ü Geſetzes. 
Die Redaktion. Abg. Tauenftein zieht hierauf den erſten Die Diskujfion über 58 95 und 96 wird a- Schluß 3 / uhr. 

— 2 Theil ſeines Antrages zurück und beantragt dagegen: bunden. Dieſelben lauten nach den Beſchlüſſen de! „„„„ 

Landtags⸗Verhandlungen. ei ge vorzurücken das Wort:] Kommilfion ; | Dentfchland, 

\ 5 „ländliche.“ s 95. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Berlin, 26. Mai. Der Bundesrath hält 

— 5 . Abg. Hahn ſpricht ſich in gleichem Sinne 1. April 1881 in Kraft, vorbehaltlich der Beftim- jetzt ſeine Plenarſtzungen in raſcher Aufeinander 
„ Sitane 8 5 aus, indem er die praktiſche Unzuträglichkeit des mungen des § 96. Auf die vor dem Inkrafttreten folge. Nachdem ſolche am Sonnabend und am 
Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung erſten Theiles des Amendements Lauenſtein an ver⸗ des Geſetes bereits anhängig gemachten Sachen fin- Dienſtag ſtattgefunden, iſt bereits wieder eine 
um 11 / Ubr. ſchiedenen Beiſpielen nachzuwelſen ſucht. Im Uebri⸗ den in Beziehung auf die Zuftändigkeit der Behör- Sitzung auf Donnerſtag anberaumt worden. Auf 
Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg und gen weiſt Redner jeden Verſuch, Fragen bei dieſem den, das Verfahren und die Zuläſſigkeit der Rechts- die Tagesordnung find geſetzt die erſte Berathung 
mehrere Regierungs-Kommifjare. Geſetz zum Austrage zu bringen, die in daſſelbe] mittel die Beſtimmungen der früheren Geſetze, jedoch der Entwürfe von Dienſtvorſchriften betreffend die 
Tagesordnung: nicht gehören, zurück. mit den im zweiten Titel des gegenwärtigen Geſetzes Beſteuerung des Tabacks und von Negulativen be⸗ 
Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſetz⸗ In der weiteren Debatte begründet zunächſt bezeichneten Abänderungen Anwendung. treffend die Niederlagen für unverſteuerten inlän⸗ 
entwurfs über die Organiſation der allgemeinen] Abg. Leonhard fein Amendement, während die $ 96. In den Provinzen Poſen Schleswig- diſchen Taback und die Kreditirung der Tabackge⸗ 
Landesverwaltung. Abgg. Irhr. v. Zedlitz⸗ Neukirch, v. Lud Holſtein, Hannover, Heſſen-Naſſau, Weſlfalen und wichtſteuer; ferner der Antrag der bezüglichen Auc- 


Die Berathung beginnt bei Titel 6 (ssſ[wig, Weyrauch beide Amendements entſchleden der Rheinprovinz tritt das gegenwärtige Geſetz erſt ſchüſſe, betreffend die Aenderung der 88 48 und 50 
80—88), welcher die Beſtimmungen über das Po-] bekämpfen. in Kraft, je nachdem für dieſelben auf Grund be- des Elſenbahn-Betriebsreglements, endlich der münd⸗ 
Ihhelverordnungsrecht enthält. Die Abgg. Brühl und Zelle befürworten ſonderer Geſetze neue Kreis- und Provinzialordnun- liche Bericht des Ausſchuſſes für Rechnungsweſen 
den Antrag Lauenſtein. Letzter Redner betont die gen erlaſſen fein werden. Der betreffende Zeitpunkt über den Bericht der Reichsſchuldenkommiſſion. 

Wichtigkeit der vorliegenden Frage und hält den wird für jede Provin, durch königliche Verordnung Dem Bundesrath find durch den Reichskanzler 
Antrag Lauenſtein für durchaus berechtigt, um dit bekannt gemacht. — Die Beſtimmungen des § 15 die von dem preußischen bzw. bayeriſchen Kriego- 
demüthigende Stellung, welche die Städte gegen⸗ und des 9 22 Abſ. 1 treten jedoch auch in dieſen miniſtertlum aufgeftellten Ueberſichten der Ergebniſſe 
kennen Tändliden Gemeinden einnehmen, zu be. Prosimzen mit dem im 8 95 bl; 1 belohnen des Deetes-Ergängungegefhäfts in Reichegehiet fir 
feitigen. . Zeitpunkt in Kraft. N 5 das Jahr 1879 vorgelegt worden. Es wurden en 

Der Minifter des Innern ſucht noch!, U Stablewekt (Ktotoſchin) spricht n Liſten geführt in den Bezirken des 1. bis 15. 
amaal bie Unpweämäßigfeit der gesellen Anträge er a aus dag dl. 5 nt onmeekorpe 1135292, in den Bezirken. der beiken 
nachzuweiſen, namentlich bleibt er dabei, daß die 1 ſrtedigung 5 1 fr aß 87 in” Mon | paperſſchen Armeekorps 103368 Mann. Davon 
Zuſtimmung der ſtädtiſchen Vertretung zu den Po- 2 gg getroffen, 50 17 bach erſt * ſind als unermittelt in den Reſtantenliſten geführt 
lizeiverordnungen unzuläſſig erſcheine. In letzter N 1 7 er * ee 4 we 1 8 je 33062 und 3549, ohne Entſchuldigung aur- 
Beziehung verweiſt er namentlich darauf, daß in 90 1 1 Br & 5 ya ION lunge geblieben 95260 und 3732, zurücgeſtellt 430357 
den kleinen Städten leicht gewerbliche Intereſſen ſich 75 0 7 8 N 4 99 ſo lange und 29846, ausgehoben 114529 und 17050, 
Geltung verſchaffen könnten; in den Stadtverord⸗ dae 1 en 5 er A Of freiwiülg eingetreten 16515 und 1611. Wegen 
meinde zu. Verſagt die Stadtgemeinde die Zu-] neten -Verſammlungen gebe oft ein Bäckermeiſter don feinem Vorgänger ee Bonkehuit-ätet o ond unerlaubter Auswanderung wurden verurthel t 
ſtimmung, jo kann ſolche auf Antrag der Orts-] den Ausſchlag und dem könne man doch nicht zu⸗ RE AM ae übernommen habe 12780 und 190 Mann; aus demſelben Grunde 
poltzeibehörde durch den Bezirksausſchuß ergänzt] trauen, daß er mehr von der Sache verſteht als der x noch in Unterſuchung befanden ſich 11860 und 
werden Landrath. . Abg. Frhr. v. Heereman: Er habe bei 442 Mann. 

Vom Abg. Leonhard iſt zu dieſem An- Abg. Richter (Berlin): Die vorltegende dieſem Paragraphen dem Kommiſſtonsbeſchluſſe 1 Berlin, 26. Mat. Nachdem über die G. 
tage folgender Unter-Antrag geflellt; ſtatt „der] rage iſt die wichtigſte des ganzen Organlſatlons⸗ geſtmmt, weil Er ſetnem Antrage nicht dag we der die kirchenpolitiſchen Geſetze betreffenden 
Stadtgemeinde; zu ſetzen: „des Magiftrats (Ge- geſehrs. Es wird hier kein höheres für die Städte e ſel. Die von der Regierung vorgeſch 4, Vorlage und über ihr Verhältniß zu dem Minific- 
meindevorſtandes) und der Gemeindevertretung“ und verlangt, hier handelt es ſich darum, den Städten] benen Uebergangebeſtimmungen ſeien für ihn man. nalbeſclaß vom 17. März in landtäglichen Krer⸗ 
Ratt der Worte: „Verſagt die Stadtgemeinde die das Recht zu geben, welches die Landgemeinden be-] nebmbar. Wenn man von Selbſtderwaltung rede, ſen Zweifel und irrthümliche Auffaſſungen verlau- 
Zustimmung“ zu ſetzen: „Verſagt eine dieſer Be- reite durch die neuen Verwaltungegeſetze erhalten u ſtehe wohl nichts mehr er der ken, iſt die „Nat.-Ztg.“ in den Stand gejept wor- 
vorden die Zuſtimmung u. ſ. w.“ haben, das Recht, das Pankow und Rixdorf haben, e ene entgegen, ale der Vorſchlag der den, folgenden, an den kaiſerlichen Botſchafter iu 

Abg. Lauenſtein befürwortet ſeinen An- den Städten aber vorbehalten wird. Nichts weiter 2 egierung, an Stele des . e. Wien unter dem 20. April ergangenen Erlaß mit- 
drag zur Annahme. Er findet in den Kommiſſtons⸗ wil der Antrag Lauenſtein. Es ik an der Zeit, Landrath, an Stelle des Bezirksraths En 15 e- zutheilen : 
beſchlüſſen eine Zurüdfegung der Städte. Das daß biefem Mangel endlich abgeholfen wird. Ich rungspraſſdenten und an die des Provinz e Auszug. 

Voltzeiverordnungsrecht enthalte eine Lücke, va der bin erſchrect geweſen, die Anſicht des Miniſiers] den e treten zu laſſen. I 31 Vertraulich. 

Erlaß von Polizeiverordnungen in den Städten über das Zuſtimmungsrecht der Städte zu hören. wünscht in den weſtlichen robin Br ee Berlin, den 20. April 1880. 
einer Zustimmung derſelben nicht bedürfe. Es ſei] Alſo einem Bäckermeister dürfe man ein Verſtänd⸗ bie Pehörbenorgantjation: nicht früher eingeführt zu Daß in unſeren Unterhandlungen Rückschläge, 
dies ein unerträglicher Zuſland, der namentlich in] niß für die Sache nicht zutrauen, dem Schreiber 

Hannover die größte Mißſtimmung hervorgerufen] des Landraths ſpreche man aber Sachkenniniß nicht 
babe. Durch das jo geregelte Poltgeiverorbnungs-|ab. Das iſt die Lehre von dem beſchränkten Un⸗ 
recht würden die Städte bintet das platte Land au- terthanenverſtande. Die Polizeiverordnungen gehören beſchränkt 
rückgeſetzt zur lokalen Geſetzgebung und wenn die ſtädtiſche Ver- beſchränkt werden. 

Miniſter des Innern Graf zun Eulen- tretung nicht dei der lokalen Geſeßgebung mit- 
burg: Der Antrag Lauenſtein in feinem erſten ſprechen fol, wozu if fie denn überhaupt da? Um 
Theile ſei aus formellen Gründen unannehmbar.] die Ausgaben zu bewilligen, um den Bürgermeiſter 
Er würde eine Lücke laſſen in denjenigen Provinzen, zu wählen, dazu iſt der Bäckermeiſter gut genug, 
in denen die Kreisordnung noch nicht eingeführt] aber bei den Polizeiverordnungen fol er nicht mit⸗ 
it. Im Uebrigen werde die Beſtimmung im $ 86 ſprechen. Es iſt fo dafür geſorgt, daß nicht lokale 
weſentlich überſchätzt Es ſei eine einfache Zweck-] Gründe dabei entſcheidend ſind. Der Antrag Lauen⸗ 
mäßigkeitsfrage. Der Gedanke, welcher dem Po- fein l iſt nur eine Forderung des gleichen Rechtes 
lizelverordnungsrecht zu Grunde liegt, ſei der, daß] für Stadt und Land. a 
die betreffende Inſtan; befugt Fein ſolle, Polzzei⸗ Miniſter Graf Eulenburg bezeichnet es 
verordnungen zu erlaſſen für den geſammten Wir⸗ als einen Irrthum, wenn ihm vom Vorredner un⸗ 
kungskrets und für einen weiteren Theil des Wir⸗ tergeſchoben werde, daß er geſagt haben ſolle, ein 
kungskreiſes, welcher über den Bereich der nächſten Bäckermeiſter Hätte kein Verſtändniß dafür. Er (der 
niederen Inſtanz hinausreicht. Dabei könne bie Miniſter) habe nur geſagt, daß ſich in den kleinen 
Nothwendigkett hervortreten, nicht blos für länd⸗] Städten private Intereſſen in überwiegendem Maße 
liche Bezirke. ſondern auch für kleine Städte die] geltend machen. Daß er zufällig ein beſtimmtes 
Voltzetverordnungen zu erlaſſen. Der zweite Theil] Gewerbe herausgegriffen, darin liege in keinem Falle 
des Antrages ſet von größerer Tragweite. Er müſſe heine Verletzung für daſſelbe, er hätte ebenſo gut ein 
wiederholen, was er bereits in der Kommiſſion ge- anderes nennen können. 
gen denselben eingewendet, daß dieſer Antrag nicht Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 
in den Rahmen dieſes Geſetzes paſſe. Aber auch Abg. Leonhard zieht ſein Unteramendement 
aus formellen Gründen fet der Antrag unannehm-| zurück. ig 
bar, denn der Titel 6 ſpreche nur von dem Po- Bel der Abſtimmung wird zunächſt der An⸗ 
lizetverordnungsrecht des Landraths“ Man könne trag Lauenſtein: vor dem Worte „Ortspolizei⸗ 
aber auch den kleinen Städten nicht dieſelben Rechte bezirk“ — „ländliche“ einzuſchieben, mit 184 ge: 
einräumen, wie dem Landrath. In denjenigen | gen 149 Stimmen abgelehnt (Rufe rechts: Hört! 
Städten, in welchen köntgliche Poltzeipräfidien vor⸗] Hört!) und ſodann das Zuſatzamendement in na⸗ 
banden, ſei es im Intereſſe der Sicherheit und der mentlicher Abſtimmung mit 197 gegen 152 Stim 
Ordnung unmöglich, den Erlaß von Polizeiverord⸗] men angenommen. e 


ſein werde. So lange man die Selbſtoerwaltungs⸗ 15. und 16. d. Mts. — Mr. 177 — gemeldete, 
geſeze im Weſten überhaupt nicht habe, müſſe das früher oder ſpäter eintreten würden, darauf war ich 


müſſen auch ferner darauf gefaßt ſein, daß man 


nicht wiederholen, die dafür ſprechen, die Organi- erſchöpfen wird, bevor wir zu einem erträglichen 
ſation der Verwaltungsbehörden der oberen Inſtanzen modus vivendi gelangen, und wir werden noch 


Wenn das nicht geſchehe, dann ſelen Nachtheile un- haben, da dle römiſchen Prälaten durch ihre man⸗ 


richtete Frage anlange, ſo erwidere er, daß er den hat, daß wir nicht blos abrüſten, ſondern unjere 
Landeskindern polniſcher Nationalität mit demſelben Waffen im Wege der Geſetzgebung vernichten woll⸗ 
Wohlwollen gegenüberſtehe, wie allen anderen Staats⸗ ten, ſo hat man uns eine große Thorheit zuge⸗ 
angehörigen. Er ſet aber entſchloſſen, unberechtigten traut, wozu ich durch keine meiner Aeußerungen An⸗ 
Forderungen, welche von der Seite kommen, und laß gegeben habe. Auf der anderen Seite iſt der 
namentlich ſolchen Forderungen, welche ſich mit der Pronuntius im Unrecht, wenn er der preußiſchen 
Einheitlichkeit unſeres Staates nicht vertragen, mit Regierung einen Vorwurf daraus machen will, daß 
aller Entſchtedenheit entgegemutreten. der Stagtsminiſtertalbeſchluß vom 17. v. Mts. die 

§ 96 wird hierauf mit folgendem Zuſatz des Wiener Beſprechungen mit Schweitzen übergeht und 
Abg. v. Zedlitz als Abſatz 2 angenommen: dieſes Schweigen jo deutet, daß man es nicht der 


72 auf die ſelbſtſtändigen Städte in der Provinz niker Erklärungen auszuſprechen. Dleſer Beſchluß 
Hannover Anwendung finden, bleibt der Kreisord⸗ nimmt in der That eine ſehr weſentliche Modifika⸗ 


wird ferner hinter 8 96 folgender neuer § einge- derſelben im Intereſſe des Friedens zu unterlaſſen 
ſchaltet: Bis jetzt iſt die Regierung verpflichtet, fie ſtren g 

„In jeder Provinz iſt noch vor dem Inkraft⸗ durchzuführen; wird ſie von dieſer Verpflichtun. 
treten dieſes Geſetzes zur Bildung des Provinzial⸗ entbunden, fo kommt fie in die Lage, die Gefamm:- 
raths und der Bezirksräthe in Gemaͤßheit der Vor- heit der betreffenden Geſetze friedlich, freundlich uns 
ſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu ſchreiten. entgegenkommend handhaben zu konnen, jo bald und 


ſehen, bis die Selbſtverwaltung daſelbſt eingeführt wie der in den Berichten Eurer Durchlaucht vom 


Organiſationsgeſetz auf die Krelsordnungeprovinzen purch die Haltung des Centrums vorbereitet, Wr. 


Mintſter Graf Eulenburg will die Gründe von römiſcher Seite jedes Mittel der Diplomatie 


ſofort durchweg durch den ganzen Staat einzuführen. mehr Phaſen wie die gegenwärtige durchzumachen 


„Inwieweit die Beſtimmungen der 38 71 und Mühe werth halte, ſich über feine und ſeiner Tech⸗ 


nung für de Provinz vorbehalten.“ tion der Malgeſetze in Ausſicht, wenn er für die 
Auf den Antrag des Abg. v. Llebermann Regierung die Befugniß erſtrebt, die Ausführung 


*. 


ausbleiblich. Es ſel zu bedauern, daß die Kom⸗ gelhafte Einſicht in die preußiſchen Verhältniſſe ſtets 
miſſion nicht einen anderen Weg gefunden habe. verleitet werden, übertriebene Erwartungen zu hegen 
Was die von dem erſten Redner direkt an ihn ge⸗ und ihre Zlele hoch zu ſtecken. Wenn man geglaubt 


ſo lange eine ähnliche Politik von der Kurie beob⸗ 
achtet wird. Sich mit den einzelnen Ergebniffen 
der Wiener Beſprechungen eingehend zu befafien, 
wird für uns an der Zeit ſein, ſobald wir die 
entſprechenden Fakultäten von dem Landtage erlangt 
haben und das Maß ihrer Ausübung erwägen wer⸗ 
den. Die Befürchtung Jacobini's, was denn wer⸗ 
den ſolle, wenn etwa die Regierung wechſelte, if 
eine gegenſeltige. Was kann uns nicht bedrohen, 
wenn die Regierung im Vatikan wechſelt und wie⸗ 
der ein kämpfender Papſt wie Pius IX. den Stuhl 
beſteigt? Wir müſſen alſo auf beiden Seiten in 
der Lage ſein, daß ein Schwert das andere in der 


Scheidt hält. Daß wir das unſerige zerbrechen 
ſollen, während die Kurie ihre Politik friedlich oder 
feindlich einrichten kann nach dem Willen des jewei⸗ 
ligen Papſtes und ſeiner Rathgeber, iſt von uns 
nicht zu verlangen. Wenn der Pronuntius Klar- 
heit in dem Staats miniſterlalbeſchluſſe vermißt, jo 
muß ich fragen, was denn auf römiſcher Seite bis⸗ 
her klar ik. Wir haben erhebliche praktiſche Kon⸗ 
zeſſionen, ſowelt wir das nach der bisherigen Ge⸗ 
ſetzgebung konnten, ſeit dem Amtsantritt des Mi⸗ 
niſters von Puttkamer gemacht; von dem Papſte 
aber haben wir weiter nichts als eine unbeſtimmte 
theoretiſche Andeutung ohne rechts verbindliche Ver⸗ 
pflichtung, daß er ein unvollkommen befinirtes An⸗ 
)  geigefyftem werde dulden können, oder wie der 
Pronuntius ſich ausdrückt, es iſt uns eine ent⸗ 
Fgegenkommende Aktion „in Ausſicht geſtellt“, 


* während eine ſolche unſererſeits bereits erfolgt if. 
5 Dieſe „Ausſicht“ wird uns bie zum Gefühl des 


Mißtrauens getrübt durch die Haltung der Cen⸗ 
nums partei im preußiſchen Landtage und im Reichs⸗ 
tage, in der wir eine praktiſche Erläuterung, eine 


Interpretation der päpſtlichen Inſtruktionen erblicken. 


Was hilft uns die theoretiſche Parteinahme des rö- 
miſchen Stuhls gegen die Soztaliſten, wenn die ka⸗ 
ſdholiſche Fraktion im Lande, unter lauter Belen- 


nung ihrer Ergebung in den Willen des Papſtes, 
in allen ihren Abſtimmungen den Sozialiſten wie 
jeder anderen ſubverſtven Tendenz öffentlich Bei⸗ 
ſtand leiſtet? Unter Betheuerungen guter Abſichten, 
welche niemals zur Ausführung gelangen, und un⸗ 
ter dem Vorwande, daß man gerade ſo, wie die 
Regierung es betreibe, die Sozialiſten nicht bekäm⸗ 
fen wolle, im Uebrigen aber fie verurtheile, ſtimmt 
aas Centrum mit den Sozialiſten; und wählte die 
Regierung andere Wege, jo würden auch gerade 
zieſe wieder für das Centrum nicht die annehm- 
een ſein. Als vor einem Jahre die katholiſche 
F Surtel in der Zollfrage uns ihre Unterſtützung lieh, 
daubte ich an den Ernſt des päpſtlichen Entgegen⸗ 
zommens und fand in dieſem Glauben die Ermu⸗ 
thigung zu den ſtattgehabten Unterhandlungen. Seit⸗ 
dem hat die katholiſche Partei, die ſich ſpezlell zum 
Dienſte des Papſtes öffentlich bekennt, im Landtage 
vie Regierung auf allen Gebieten, der Eiſenbahn⸗ 
frage, bei dem Schankſteuergeſetz, bei dem Feldpo⸗ 
lizeigeſetz, in der polniſchen Frage, angegriffen. 
Ebenſo in der Reichspolitik und gerade in den 
Exiſtenzfragen, wie der Militäretat, das Sozialiſten⸗ 
geſez und die Steuervorlagen, ſteht die katholiſche 
Partei wie ein Mann geſchloſſen uns gegenüber 
und nimmt jede reichsfeindliche Beſtrebung unter 
hren Schutz. Mag eine ſolche von den Sozialiſten, 
von den Polen oder von der welfiſchen Fronde 
ausgehen, das Syſtem bleibt konſtant daſſelbe, die 
Regierung des Kaiſers nachdrücklich zu bekämpfen. 
Wenn man nun ſagt, daß dieſe Fraktion irrege⸗ 
leſtet werde durch einige Führer, welche vom Kampfe 
leben und bei dem Frieden fürchten, überflüſſig zu 
werden, ſo iſt mir das nicht glaublich, angeſichts 
der Thatſache, daß jo viel Geiſtliche, hohe und nie- 
dere, unmittelbare Mitglieder dieſer regierungsfeind⸗ 
lichen Fraktion ſind, und daß deren Politik, den Sozia⸗ 
liſten Beiſtand zu leiſten, von den Mitgliedern des 
reichſten und vornehmſten Adels unterſtützt wird, bei 
vem kein anderes Motiv denkbar iſt, als die Ein⸗ 
wirkung der Beichtväter auf Männer und noch mehr 
auf Frauen. Ein Wort von dem Papſt oder von 
den Biſchöfen, auch nur der diskreteſten Abmah⸗ 


ed 


thsliſchen Adels und der Prieſter mit den Sozia⸗ 
liſten ein Ende machen. So lange ſtatt deſſen die 
Regierung in den Baſen ihrer Exiſtenz durch die 
römiſch-katholiſche Fraktion bekämpft wird, ‚if: eine 
Nachgiebigkeit für die erſtere ganz unmöglich. Die 
Regierung kann friedlichen Beſtrebungen fried⸗ 
lich entgegenkommen; läßt fie ſich aber durch Kampf 
und Drohungen die Hand zwingen, ſo hat ſie als 
Regierung abdizirt. Wenn nun dazu kommt, daß 
auch der Papſt oder wenigſtens der Pronuntius 
Ew. Durchlaucht gegenüber von einer drohenden 
Sprache Nutzen für die Verhandlungen zu erwarten 
ſcheint, ſo ſehe ich daraus mit Bedauern, wie fern 
man dort jedem hier annehmbaren Gedanken an 
einen modus vivendi ſteht. Die Andeutung von 
definitiven oder ſonſtigen Beſchlüſſen, wie Abbruch 
der Verhandlungen und jede andere Drohung macht 
uns keinen Eindruck. Die katholiſche Partei hat in 
Bezug auf Agitatlon im Lande ihr Pulver zu früh 
verſchoſſen; die Wühlerelen der Geiſtlichen und ihre 
wohlfeilen Blätter haben in den erſten Jahren des 
Konflikts Alles verſucht, was möglich war, um die 
Regierung des Königs in den Augen ſeiner Unter⸗ 
thanen herabzuſetzen und ihre Thätigkeit zu hemmen; 
die klerikale Preſſe hat darin mehr geleiftet, als die 
ſoztaliſtiſche und iſt in der Wahl der Mittel eben⸗ 
ſowenig ſkrupulös geweſen wie dieſe. Was auf 
dieſem Wege uns Unangenehmes und Gefährliches 
bereitet werden konnte, haben wir bereits erduldet 
und müſſen das Fernere erdulden, wenn die Geiſt⸗ 
lichkeit dieſe Rolle fortſetzt, welche ſie dem Staate 
und der Bevölkerung mehr und mehr entfremdet. 
Die Verminderung der Geiſtlichen, das Verſchwin⸗ 
den der Biſchöfe, der Verfall der Seelſorge flößen 
uns die lebhafteſte Sympathie mit unſeren katholi⸗ 


mung, würde dieſem unnatürlichen Bunde des ka⸗ 


ſchen Mitbürgern ein, die auf dieſe Weiſe von ihren Flaſchen Rothwein und 2 Flaſchen Sherry auch 


Geiſtlichen verlaſſen werden, weil die Prieſter aus 
politiſchen, dem Lalen ſchwer verſtändlichen Motiven 


die Seelſorge verweigern. Es iſt Sache der Kirche | 4 


und des Papſtes, dies zu verantworten. Zu ande⸗ 
ren Zeiten und in anderen Ländern haben wir ge⸗ 
ſehen, daß die katholiſche Geiſtlichkeit unter ſehr 
viel härteren Bedingungen, ja unter großen Gefah⸗ 
ren und Demüthigungen, dennoch die Gläubigen, 
die ihrer bedurften, nicht unbefriedigt ließ, ſondern 
das tolerari posse ſehr viel weiter trieb, als es 
nöthig ſein würde, um in Preußen Seelſorge zu 
üben, ohne mit den Maigeſetzen in Konflikt zu 
kommen. Wenn die heutige Hierarchie ihr Ziel und 
ihre Anſprüche ſehr viel höher ſchraubt und lieber 


als daß ſie ſich den weltlichen Geſetzen fügt, ſo 
werden Kirche und Staat die Folgen tragen müſſen, 
welche Gott und die Geſchichte darüber verhängen. 


Formen, aber mit derſelben ſachlichen Entſchieden⸗ 


wenn der Papſt glaubt, durch Kampf und Drohung 
mehr von uns erreichen zu können, als durch freund⸗ 


Prälat, wie Jacobint, über unſer Verhalten ver⸗ 
ſtimmt zu ſein Urſache hat; aber in Bezug auf die 
Gleichheit der Konzeſſtonen, das Vorgehen pari 
passu in deuſelben iſt unſer ſtaatliches non pos- 
sumus cbenſo zwingend, wie das kirchliche. Ich 
habe weder zu Maſella noch zu Jacobini jemals 
eine Silbe geſagt, welche dahin hätte gedeutet wer⸗ 
den können, daß wir in eine Reviſion, reſpektive 
Abſchaffung der Maigeſetze nach Maßgabe der kle⸗ 
rikalen Forderungen willigen würden; friedliebende 
Praxis, erträglicher modus: vivendi auf der Baſis 
beiderſeitiger Verträglichkeit iſt Alles, was mir je⸗ 
mals erreichbar ſchien. Ich habe die Rückkehr zu 
der Geſetzgebung von vor 1840 im Prinzip für 
annehmbar erklärt, die Rückkehr zu dem von 1840 
bis 1870 erwachſenen Zuſtande aber ſtets mit gro⸗ 
ßer Beſtimmtheit abgelehnt bei den drei oder vier 
Gelegenheiten, wo dieſelbe von uns verlangt wurde 
Dieſe Ablehnung war nicht ein Mangel an Ge⸗ 
fälligkeit, der durch die Wahrnehmung „peinlicher 
Eindrücke“ beſeitigt werden könnte, ſondern ſie war 
unabweisliche politiſche Nothwendigkeit. 

Wenn die Wiederherſtellung diplomatiſcher Be⸗ 
ziehungen für Rom keinen Vortheil bildet, für den 
ein Preis gezahlt werden würde, ſo werden wir 
darauf verzichten, dieſelbe nochmals anzubieten und 
darauf nicht wieder zurückkommen. 

gez. v. Bismarck. 
Seiner Durchlaucht 
dem kaiſerlichen Botſchafter 
Prinzen Heinrich VII. Reuß 
Wien. 


Provinzielles. 

Stettin, 27. Mat. Der bisher als techni⸗ 
ſcher Hülfsarbeiter bei der Königlichen Regierung 
zu Cöslin angeſtellte Bauinſpektor Emil Momm iſt 
als Königlicher Kreis⸗Bauinſpektor nach Landes hut 
1. Schleſ. verſetzt worden. 8 

— Wie der „Paſ. Anz.“ mittheilt, iſt jetzt 
definitiv von dem Pferdemarkte und der Pferdever⸗ 
looſung, ſowie von den anderen für den Herbſt d. 
J. in Paſewalk projektirten landwirthſchaftlichen 
Veranſtaltungen Abſtand genommen worden. 

— Am Sonnabend findet am Bellevue⸗ 
Theater die erſte Aufführung der reizenden Le- 
cocg'ſchen Oper: „Mamſell Angot“ ſtatt, 
auf welche hinzuweiſen wir ſchon heute für unfere 
Pflicht halten. Auch am Sonntag geht die lieb⸗ 
liche Oper in Szene. 

— Stettin⸗Newyork, Nattonal⸗Dampfſchiffs⸗ 
Kompagnie, Linie C. Meſſing. Heute iſt der 
Dampfer „Bravo“, Kapt. Tholander, mit Paſſa⸗ 
gieren und Gütern für Newpork abgegangen. 

— Am Montag Abend gerieth der Arbeiter 
Albert Gomoll wegen eines Frauenzimmers mit 
mehreren anderen Arbeitern an der Ecke der Baum⸗ 
und Frauenſtraße in Streit, der bald in Thätlich⸗ 
keiten überging, bei denen Gomoll ſolche Meſſerſtiche 
erhielt, daß er im Krankenhauſe untergebracht wer⸗ 
den mußte. Die übrigen Arbeiter wurden ver⸗ 
haftet. 

— In der Nacht vom 24.— 25. d. M. find 
dem Eigenthümer Kluge zu Schönfeld bei Pencun 
ein 7 Jahr alter Fuchswallach, eine jährige braune 
Stute und ein eiſenachſener Beſchlagwagen mit 
braunem Holzgeſtell geſtohlen. Es wird angenom⸗ 
men, daß die bis jetzt nicht ermittelten Diebe ihren 
Weg nach Stettin genommen haben. 

— Am 21. d. Mts. Nachmittags kam der 
Arbeiter Thief von Polchow nach hier und traf 
dicht hinter dem Dorfe auf der Falkenwalder Chauſſee 
einen ihm unbekannten Mann, dem er ſich anſchloß. 
Unterwegs kamen beide wegen Arbeits verhältniſſen 
in harten Wortwechſel. In der Nähe der Ecker⸗ 
berg'ſchen Schonung wollte der Unbekannte dem 
Thieß den Handſtock entreißen; dieſer ſuchte den 
Stock feſtzuhalten, wurde jedoch von dem Unbekann⸗ 
ten derart in die Hand geſchnitten, daß er loslaſſen 
und ſich wegen der Verletzung ins Krankenhaus be⸗ 
geben mußte. 

— In dem Geſchäf'slokal des Kaufmanns 
Haaſe in Grabow, Langen- und Brüderſtraßen⸗ 
Ecke, iſt in der Nacht vom 19.— 20. d. M. ein 
äußerſt frecher Einbruch verübt und dabei außer 2 


den Gläubigen die Wohlthaten der Kirche verſagt, 


Bis jetzt find wir es, die praktiſch entgegengekom⸗ 
men ſind; die polizeilichen, die gerichtlichen Verfol⸗ 
gungen find ſiſtirt, ſoweit das Geſetz es uns er⸗ 
laubt; wir haben den Staatsanwälten und der 
Polizei, ſoweit wir es können, Schweigen und Ent ⸗ 
haltung auferlegt und beabſichtigen, Geſetze vorzu⸗ 
legen, welche uns das in größerem Maße noch ge- 
ſtatten ſollen; de Kirche aber läßt ihre Anwälte 
im Reichstage und Landtage und in der Preſſe den 
großen und den kleinen Krieg in etwas milderen 


heit fortſetzen wie früher. Es thut mir ſehe leld, 


liches Nachgeben, und wenn ein fo liebenswürdige 


kommenheit und weiß in allen ſeinen Rollen ein 


alt; Befiker P. Colberg, Bankdirektor in Dresden; 
Züchter Förſter Stein; von der Race Sr. Königl. 
Hoh. des Großherzogs von Sachſen⸗Weimar⸗Eiſe⸗ 
nach.... Wer iſt nun eigentlich nach dieſem 


386 M. baar Geld geſtohlen worden, ohne daß 
es gelang, die Thäter zu ermitteln. 

In der Nacht vom 24. zum 25. d. M. 
wurde in einem verſchloſſenen Keller des Hauſes 
kl. Domſtraße 6 ein Einbruch verübt und daraus 
ein Korb mit 6 Mandel Eier, ein Topf mit 5 
Pfund Schmalz und 3 kleinen Glashäfen mit je 1 
Pfund Schmalz geſtohlen. 


Bellevne⸗Theater. 

Das prachtvolle Wetter, ſowie das angekün⸗ 
digte erſte Gaſtſpiel des Herrn Emil Siebert 
aus Nürnberg hatte ein ſehr zahlreiches Publikum 
nach dem herrlich gelegenen Sommer⸗Theater auf 
Bellevue gelockt und konnte es dieſe Pilgerfahrt 
ſicher nach keiner Seite hin bereuen. Während den 
draußen Weilenden der ſchattige geſchützte Garten 
mit ſeinen vielen Schönheiten, ſeinen Abends in 
buntem Glanze ſchimmernden Fontainen und mit 
Gasbogen überbrückten Promenadengängen, ſowle 
den exakten Vorträgen unſerer beliebten Stadt⸗ 
Theater⸗Kapelle, unter Herrn Konzertmeiſter Knoop 
altbewährter Leitung, Annehmlichkeiten in reichem 
Maße bot, war den Theaterbeſuchern ein Kunſtge⸗ 
nuß in anderer Weiſe geboten. Herr Siebert, 
hat ſich mit ſeinem erſten Auftreten vermöge ſeiner 
liebenswürdigen und alles anſteckenden Komik die 
Gunft des hieſigen, als ziemlich ſpröde bekannten 
Publikums ſofort gewonnen. Er trat in vier klel⸗ 
nen Einaktern auf, die ihm Gelegenheit boten, feine 
Dialektfertigkeiten an den Tag zu legen. Neben 
dem harmloſen Norddeutſchen („In Feindesland“) 
brachte er mit ausgezeichneter Birtuofität einen ein- 
fachen ſächſiſchen Handlungskommis zur Geltung 
(„Rothe Haare“). Das dritte Stück: „Die Kon⸗ 
zertprobe ober ein gemüthlicher Oeſterreicher“ brachte 
dem verehrten Gaſt eine höchſt intereſſante Solopartie, 
durch welche Herr Siebert ſich als muſikaliſche Spe⸗ 
zialität à la Reichmann entpuppt. Seine originel⸗ 
len Vorträge auf einem Flaſchenkork, einer kleinen 
Rohrtrompete und der Ziehharmonika, ſowie ſein 
origineller Geſang bei einer Orcheſterprobe reizten 
die lebhaft animirten Zuſchauer zum lauteſten Bei⸗ 
fall, der in einem zweimaligen Hervorruf ſeinen 
Höhepunkt erreichte. In dem Schlußſtück: „Alter 
ſchützt vor Thorheit nicht“ ſpielte der geſchätzte 
Künſtler einen alten Schwaben, ſagen wir gleich 
mit größter Vollendung. Herr Siebert beherrſcht 
die verſchiedenen deutſchen Idiome mit großer Voll⸗ 


Offene Preisfrage! Wir bitten aber jedenfalls um 
Schutz für den Verfaſſer des Kataloges, wir er⸗ 
ſuchen den Weimariſchen Staatsanwalt, keine Klage 
wegen Majeſtätsbeleidigung einzuleiten. 
Wollverichte. 

Berlin, 23. Mal. Vom Verkehr der frem- 
den Käufer war auch in der heute beendeten Woche 
am hieſigen Platze nichts zu merken und von loce 
Wollen konnten durch Anſtellung nach den Fabrik⸗ 
ſtädten Kleinigkeiten verkauft werden. Das Ge⸗ 
ſchäft in deutſchen Rückenwäſchen, wie auch in den 
übrigen Wollgattungen ſcheint, ſeltdem die Preiſe in 
der Londoner Auktion einen Rückgang erfahren ha⸗ 
ben, in Stillſtand gerathen zu ſein und nur unſere 
Heinen Beſtände tragen die Schuld, daß hier zu 
ausgeſprochen billigeren Preiſen noch nichts ausge 
boten worden iſt. Die unbedeutenden Quantitäten, 
welcht an inländiſche Fabrikanten verkauft wurden, 
waren Reſtbeſtände beſſerer Qualitäten mit ganz 
unregelmäßigen Preiſen. LE. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

München, 26. Mal. Die Königin von Orie- 
chenland iſt, von Venedig kommend, heute Abend hier 
eingetroffen und nach Nürnberg weiter gereiſt, wo 
dieſelbe übernachten wird. 

Paris, 26. Mai. Der Miniſter des Innern, 
Conſtans, empfing heute die Deputirten des Seine 
departements; et erklärte denſelben, daß die am 
Sonntag von der Polizei getroffenen Maßregeln im 
Miniſterrathe beſchloſſen worden ſeien. Die Re- 
gierung konne nicht eine öffentliche Kundgebung er ⸗ 
lauben, die auf öffentlicher Straße Unruhen her⸗ 
vorrufen könne. Er wolle derartigen Vorgangen 
lieber zuvorkommen, als ſie unterdrücken und könne 
nicht geſtatten, daß Ausländer eine öffentliche Kund⸗ 
gebung organiſirten, um die Regierung der Repu⸗ 
blik zu diskreditiren. 

Venedig, 26. Mal. Die Königin von Grie⸗ 
chenland iſt geſtern Abend nach Petersburg abge⸗ 
reiſt; der König von Griechenland wird ſeine Reiſe 
nach Paris heute Vormittag fortſetzen. 

Rom, 26. Mai. Die Thronrede, mit wel⸗ 
cher der König das Parlament eröffnete, hebt her⸗ 
vor, daß es nothwendig geweſen ſei, das Parla- 
ment ſchleunig zu berufen, um eine ſofortige Bera- 
thung und Erledigung der von der Nation erwar⸗ 
teten Geſetzentwürfe herbeizuführen. Weiter heißt 
es, das Land, welches meiner Aufrichtigkeit ver⸗ 
traut und mich mit ſeinem Vertrauen ſtützt, hat 
meinem Rufe entſprochen und ſelbſt in der Aufre- 
gung des Wahlkampfes eine ruhige und würdige 
Haltung bewahrt. Die Regierung wird Ihnen 


ruhiges, diſtinguirtes Auftreten vorerſt an den Tag 
zu legen. Dadurch gewinnen die an und für ſich 
harmloſen Partien eine geſteigerte Bedeutung. Wir 
können den Beſuch des Theaters warm empfehlen, 
zumal Herr Siebert außer heute nur noch Freitag 
auftritt. Das Enſembleſpiel konnte meiſt genügen. 
Ueber einige ſtörende Vorkommniſſe ſehen wir heute 
gerne hinfort. H. v. R 


| Vermiſchtes. 

— In einem Münchener Lokalblatt finden 
wir unter dem Titel: „Wer will meine Tochter?“ 
Mahnruf an heirathsluſtige Männer, ein nicht ſehr 
poetiſches, aber ganz luſtiges Gedicht, das vielleicht 
geeignet iſt, hier und da ein holdſelig Mägdelein, 
das ſich darüber grämt, daß in dieſer materiellen 
Welt die heirathsluſtigen Männer gar ſo ſehr auf 
den ſchnͤͤden Mammon ſehen, zu tröften. Hier iſt 
das Gedicht: 

Wenn Jemand meine Tochter will, 

So iſt ſie zu vergeben; 

Sie iſt ein Mädchen zart und ſtill 

Und wunderhübſch daneben, 

Beſcheiden ift fie, und gelehrt — 

Iſt 100,000 Mark wohl werth. 

Sie it ein Mädchen comme il faut, 

Du kannſt auf ſie vertrauen; 

In Einfachheit fie fühlt ſich froh, 

Die Mode macht ihr Grauen 

Ein Weib, das Modetand entbehrt, 

Iſt 30,000 M. wohl wert . M. 30,000 

Sie liebt nicht Tanz, o keine Spur, 

Nicht Spiel und derlei Sachen — 

D’rum nehme meine Emma nur, 

Ste wird dich glücklich machen — 

Ein Weib, das keinen Tanz begehrt 

Iſt 20,000 M. wohl werth M. 20,000 

Willſt du ein Weibchen tugendreich 

Als Gattin acceptiren: 

Dann nehme meine Emma gleich, 

Sie wird dir konveniren — 

Ein Weib, das hoch die Tugend ehrt 

Iſ 30,000 M. wohl wert)yh M. 30,000 

Willſt du ein Weib, das niemals dich 

Mit boͤſen Launen quälet; 

Nimm meine Emma, ſicherlich 

Haſt du dann recht gewählet — 

Ein Weib, das launenfrei verkehrt 

Iſ 20,000 M. wohl wertz M. 20,000 
Summa Summarum M. 100,000 

— Wir können nicht unterlaſſen, unſeren Le⸗ 
fern ein paar Kurioſa von der Hundeausſtellung 
zu erzählen... Das Komitee ſelbſt und Dieſeni⸗ 
gen, die den Katalog verfaßt haben, ſorgen für den 
Nachweis, daß bei den Berlinern ſelbſt in der 
Hundeausſtellung der Humor nicht auf den Hund 
kommt .. wenn es auch etwas unfreiwilliger Hu · 
mor iſt, um den es ſich handelt. In dem „Regle- 
ment für die Hundeausſtellung“ finden wir wörtlich 
folgende Stelle: „Stand und Futtergeld werden für 
Nicht⸗Mitglieder des Vereins mit fünf Mark pro 
Hund berechnet“. ... Die Nicht⸗Miiglieder des 
Vereins auch gleich ſo ſchlimm zu behandeln und 
ſie Hunde zu tituliren, — das iſt doch wahrhaftig 5 
nicht hübſch von dem Komitee... Doch noch Einigung geerntet hat und an ihnen feſthält ver⸗ 
beſſer. Der Katalog weit unter Nummer 700 möge der großen Geſchichte feiner Schmerzen und 
wörtlich folgenden Vermerk auf: Nero, drei Jahre Geſchicke. 


für welche der Weg durch lange Vorbereitungen 
geebnet iſt und welchen das Bedürfniß des Landes 
einen neuen Impuls giebt. Ich zweifle nicht, daß 
Sie dieſem Bedürfniſſe entſprechen werden. Die 
vergangene Legislaturperiode hat trotz unerwarteter 
Hinderniſſe und Verwickelungen ſowohl dauernde 
gute Ergebniſſe als auch Entwürfe hinterlaſſen, 
welche der neuen Leglslaturperiode eine ſchnelle und 
fruchtbare Arbeit erleichtern werden. Meine Regie⸗ 
rung wird Sie auffordern, über die Wehrſteuer zu 
berathen. Ich habe das Vertrauen zu Ihnen, daß 
Sie, ohne das Gleichgewicht des Budgets zu Rö- 
ren, die Frage im Intereſſe der Bevölkerung löſen 
werden. Sie werden ferner Geſetzentwürfe betref⸗ 
fend die Grundsteuer und betreffend die Aufhebung 
des Zwangskourſes zu prüfen haben. Ich hoffe 
ferner, daß dieſe Legislaturperiode das Verdienſt 
haben wird, die von Allen gewünſchte Wahlreform 
herbeizuführen. Die Ausdehnung des Wahlrechts 
wird dem nationalen Willen, welchen ich immer 
aufrichtig zu erkennen ſuchte, einen vollkändigeren 
Ausdruck geben. Die Wahlreform wird begleitet. 
ſein müſſen von einer Reform der Kommunal und 
Provinzial -Geſetzgebung. Auf dem Gebiete des 
Eiſenbahnweſens werden Sie ſich mit Geſetzentwür⸗ 
fen zu befchäftigen haben, welche dem nationalen 
Wohlſtande zu Gute kommen ſollen. Auch werden 
Sie ſich mit der Strafgeſetzgebung und Handels 
geſeßgebung zu befaſſen haben. Ich rechne ferner 
auf Ihre andauernde Sorge für die Armer und 
Marine. Als ich das letzte Mal das Wort an 
Sie richtete, konnte ich mit Befriedigung die guten 
Beziehungen Italiens zu allen Regierungen konſta⸗ 
tren. Unfere Politik in den auswärtigen Angele- 
genbeiten galt dem Werke der Vermittelung und der 
Giviliſatlon. Die Ereigniſſe haben unſert Voraus- 
ſicht beſtätigt. Das Vertrauen, das man in unſere 
Unparteilichkeit ſetzte, führte uns zu einer ehrenvollen 
Thätigkeit in der diplomatiſchen Aktion, welche die 
loyale Ausführung des Berliner Vertrages cher 
delt. Die jüngſt von einer befreundeten Macht 
ergriffene Initiative, welcher bereits die anderen 
Mächte, Italien einbegriffen, beigetreten find, be- 
zwedt, die noch nicht gelöſten Schwierigkeiten zu be- 
ſeitigen. Man darf vor Allem hoffen, daß die Pa⸗ 
sifitation der an Montenegro grenzenden Gebiete 
ſich ohne das Unglück eines Konfliktes vollziehen 
wird. Auch wird bezüglich der griechiſchen Frage 
bel nunmehriger Ueberelnſtimmung aller Mächte un⸗ 
ſert wirkſame und unintereſſirte Mitwirkung nicht 
fehlen, um eine Löſung zu ſuchen, welche den ge⸗ 
meinſamen Abmachungen und den Traditionen un 
ferer nationalen Polltik entſpricht zu Gunſten des 
Friedens, welchen wir auf lange Dauer und mit 
Ehren uns zu ſichern bemühen. Ich hoffe auf ein 
verdienſtvolles Ergebniß Ihrer Arbeiten, ein ſolches 
erwartet auch Italien, welches die Früchte ſeiner 


abermals Geſetzentwürfe über Reformen vorlegen, 


